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Beratung rund um das Geld: Hofübergabevertrag

Wie Altenteilsleistungen vereinbaren und absichern?

Bei der Übergabe landwirtschaft-
licher Betriebe vereinbaren der 
abgebende Eigentümer und der 
Übernehmer regelmäßig auch Ge-
genleistungen zur Versorgung der 
abgebenden Generation. Dies ist 
nicht nur üblich, vielmehr hat die 
überlassende Generation auch in 
den meisten Fällen diese „Leistun-
gen vom Hof“ fest in ihre Vorsor-
geplanung mit eingerechnet. Denn 
die landwirtschaftliche Altersren-
te ist oftmals alles andere als üp-
pig und mit der Übertragung wird 
auch das bisher bewohnte Be-
triebsleiterwohnhaus als Teil der 
Hofstelle mit übertragen. 

Daher muss auch die Frage des 
Wohnens geregelt werden. Es be-
darf daher sachgerechter Alten-
teilsregelungen in Überlassungs-
verträgen, die einerseits dem 
Übergeber und dessen Ehegatten 
ausreichende Sicherheit und Ver-
sorgung gewähren, andererseits 
aber den Übernehmer nicht un-
angemessen belasten und damit 
letztlich den Sinn und Zweck der 
Überlassung mit der Erhaltung des 
landwirtschaftlichen Betriebes ver-
eiteln.

Der Begriff  
Altenteilrecht

Wenn in der Landwirtschaft über 
Altenteil gesprochen wird, werden 
in der Regel mehrere einzelne Leis-
tungen gemeint, insbesondere ein 
Recht zum Wohnen und monat-
lich wiederkehrende Zahlungen. In 
der Vergangenheit waren daneben 
noch eine ganze Reihe weiterer 
Einzelleistungen üblich, wie zum 
Beispiel Verpflegung, Lieferung 
von Naturalien, Hege und Pflege 
im Alter, Stellung eines Fahrzeugs 
mit Fahrer für bestimmte Fahrten, 
die Übernahme von Versicherungs-
beiträgen und einiges mehr. Der 
Begriff des Altenteils wird zwar in 
der Höfeordnung (HöfeO) und im 
Ausführungsgesetz zum BGB für 
das Land Schleswig-Holstein vom 
27. Juli 1974 genannt. Zum Umfang 
und zur Höhe der Einzelleistungen 
wird gesetzlich aber nur wenig ge-
regelt. Mittelbar ergibt sich aus der 
HöfeO nur, dass die Altenteilslas-
ten nicht zu einer Überlastung des 
Hofes führen dürfen.

Daher müssen vertragliche Re-
gelungen in Überlassungsverträ-

gen hinreichend klar und deutlich 
sein, damit die Parteien auch für 
die Zukunft wissen, was sie zu leis-
ten beziehungsweise zu fordern 
haben. Dabei ist es aber auch kei-
ne Seltenheit, dass sich möglicher-
weise später nicht diejenigen Per-
sonen gegenüberstehen, die die 
Altenteilsleistungen ursprünglich 

vereinbart hatten, sondern Drit-
te. Dies gilt beispielsweise, wenn 
der Sozialhilfeträger wegen der 
Erbringung von Pflegekosten die 
Ansprüche aus dem Altenteilsver-
trag auf sich überleitet. Es kann 
auch vorkommen, dass der Über-
nehmer den Hof verkauft und der 
Käufer die Erfüllung der Altenteils-
verpflichtungen übernimmt oder 
wenn im Falle der Zwangsverstei-
gerung das Altenteilsrecht beste-
hen bleibt und vom Ersteher zu 
leisten ist. Spätestens dann kann 
nicht darauf gebaut werden, dass 
die Beteiligten später schon ein ir-
gendwie gutes Einvernehmen fin-
den werden. Klare und realistische 
sowie nachvollziehbare Vereinba-
rungen in Überlassungsverträgen 
sind daher ein Muss. Zu beachten 
ist auch, dass mit der zunehmen-
den Lebenserwartung auch Ver-
pflichtungen gegenüber mehre-
ren Altenteilergenerationen, zum 
Beispiel den noch munteren Groß-
eltern oder Urgroßeltern, entste-
hen können.

Was beinhaltet  
das Altenteil?

Wesentliche Inhalte des Alten-
teils sind das Wohnrecht und die 
Zahlung eines Baraltenteils. In wel-
chem Umfang den Altenteilern ein 
Wohnrecht eingeräumt werden 
kann, hängt immer von den tat-

sächlichen Möglichkeiten und Ge-
gebenheiten ab. Während es frü-
her noch vorkam, ein Wohnrecht 
nur an einzelnen Zimmern einer 
gemeinsam genutzten Wohnung 
einzuräumen, wird dies in der Pra-
xis heute nicht mehr gesehen. Ein 
Wohnrecht sollte mindestens an ei-
ner abgeschlossenen Wohnung mit 
separatem Zugang vereinbart wer-
den. Um die gegenseitige Rück-
sichtnahme aber nicht zu sehr zu 
beanspruchen, empfiehlt es sich, 
wenn Altenteiler über eine Woh-
nung in einem separaten Wohnge-
bäude verfügen können.

Das Gesetz unterscheidet zwi-
schen einem Wohnrecht und ei-
nem Wohnungsrecht. Während 
das Wohnrecht lediglich zur Mitbe-
nutzung von Wohnräumen berech-
tigt, gewährt das Wohnungsrecht 
gemäß § 1093 BGB die Nutzung des 
Gebäudes oder eines Teils eines Ge-
bäudes zur ausschließlichen Nut-
zung, das heißt unter Ausschluss 
des Eigentümers. Der Inhaber eines 
Wohnungsrechts darf aber auch 

seine Familie sowie die zur stan-
desgemäßen Bedienung und zur 
Pflege erforderlichen Personen in 
die Wohnung mit aufnehmen. Eine 
Vermietung der Wohnung ist ihm 
jedoch nicht gestattet. Er darf näm-
lich das Wohnungsrecht nur per-
sönlich ausüben. Sollte beabsich-
tigt sein, dem Altenteiler auch die 
Vermietung der Wohnung zu ge-
statten, etwa um mit den Mietein-
nahmen für den Fall des Wegzugs 
vom Hof eine andere Wohnung zu 
finanzieren, müsste anstelle des 
Wohnungsrechts ein Nießbrauchs-
recht vereinbart werden. Der Nieß-
brauch berechtigt zur umfassen-
den Nutzung und umfasst auch die 
Fremdnutzung durch Vermietung.

Zu regeln ist auch die Unterhal-
tungslast für die Wohnung. Von der 
gesetzlichen Regel in § 8 des Aus-
führungsgesetzes zum BGB (AGB-
GB Schleswig-Holstein), wonach 
der Hofübernehmer verpflichtet 
ist, die Wohnung in einem zum ver-
tragsgemäßen Gebrauch geeigne-
ten Zustand zu erhalten, und gege-
benenfalls die Wohnung wieder-
herstellen muss, wird häufig abge-
wichen, indem geregelt wird, dass 
der Altenteiler die Schönheitsrepa-
raturen übernimmt und „Neben-
kosten“, beispielsweise für Heizung, 
Strom, Telekommunikation et cete-
ra, trägt. Grundsätzlich empfiehlt es 
sich aber, die Verpflichtungen des 
Übernehmers hinsichtlich des Woh-
nungsrechts relativ gering zu halten, 
dafür aber über das Baraltenteil ei-
nen Ausgleich zu schaffen. Dies ver-
setzt die Altenteiler in die Lage, die 
Wohnung nach eigenem Ermessen 
zu nutzen und auszugestalten.

Sehr unschöner Streit kann in 
den Fällen entstehen, in denen 
der Altenteiler die Wohnung auf-
geben will oder muss, zum Beispiel 
wegen Krankheit oder weil ein Zu-
sammenleben zwischen den Gene-
rationen auf der Hofstelle zu dau-
ernden Spannungen führt. Nach 
dem AGBGB Schleswig-Holstein 
kann der Berechtigte einen finan-
ziellen Ausgleich verlangen, wenn 
er das Grundstück auf Dauer ver-
lässt, also umzieht. Geschuldet 
wird dann eine nach billigem Er-
messen zu bestimmende Geldren-
te. Wegen der Unsicherheiten, die 
eine gerichtliche Feststellung im 
Streitfall mit sich bringt, empfiehlt 
es sich, bereits im Überlassungsver-
trag einen Geldbetrag konkret zu 

Es stellt sich die Frage, welche Abänderungsmöglichkeiten vereinbart wer-
den sollen.� Fotos: Landpixel
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bestimmen, der dann wie ein zu­
sätzliches Baraltenteil zu zahlen ist, 
wenn der endgültige Verzicht auf 
die Ausübung des Wohnrechts er­
klärt und die Wohnung verlassen 
wird. Die Parteien erlangen hier­
durch zugleich eine erhöhte Flexi­
bilität.

Zweite wesentliche Gegenleis­
tung im Überlassungsvertrag ist 
die Verpflichtung zur Zahlung eines 
Baraltenteils. Ein Baraltenteil wird 
üblicherweise monatlich im Voraus 
gezahlt. Die Höhe des Baraltenteils 
sollte neben dem Bedarf der Über­
gebergeneration auch unter Be­
achtung weiterer Renten, Einkünf­
te und sonstigen Vermögens vor al­
lem die dauerhafte Leistungsfähig­
keit des Betriebes im Auge behalten. 
Hier ist Realismus gefragt. Bezahlt 
werden kann nur das, was der Be­
trieb auch dauerhaft erwirtschaftet.

Abänderungsvorbehalt 
vereinbaren

Da es sich bei dem Baraltenteil 
um eine langfristige Zahlungsver­
pflichtung handelt und die Geld­
wertentwicklung nicht absehbar 
ist und auch sonstige für die Be­
messung des Baraltenteils maß­
gebliche Bestimmungsgründe sich 
ändern können, empfiehlt es sich, 
einen doppelten Abänderungsvor­
behalt zu vereinbaren:

Zum einen sollte unbedingt gere­
gelt werden, wie sich das Baralten­
teil ändert, wenn der Geldwert sich 
ändert. Es kann vereinbart werden, 
dass das Baraltenteil sich automa­
tisch ändert, wenn auch der Le­
benshaltungskostenindex sich än­
dert. In diesem Fall sollte aber vor­
sorglich vereinbart werden, dass 
eine Erhöhung für die Vergangen­
heit nicht rückwirkend geltend ge­
macht werden kann. Es kann auch 
geregelt werden, dass im Falle einer 
Änderung des Verbraucherpreisin­
dexes das Altenteil für die Zukunft 
neu festzusetzen ist, und zwar ent­
weder entsprechend der Verände­
rung des Verbraucherpreisindexes 
oder einem Anteil am Verbraucher­
preisindex.

Ein Anpassungsvorbehalt für das 
Baraltenteil kann auch für den Fall 
vereinbart werden, dass die tat­
sächlichen Verhältnisse sich nach­
haltig ändern, zum Beispiel weil 
der Bedarf der Berechtigten oder 
die Leistungsfähigkeit des Ver­
pflichteten oder steuerrechtlich 
maßgebliche Vorschriften sich än­
dern. Um die volle Abzugsfähig­
keit beim Verpflichteten zu errei­
chen, ist die Abstimmung der Re­
gelung mit der Steuerberatung 

zu empfehlen. Ob darüber hinaus 
noch eine Abänderung infolge ge­
änderten Bedarfs oder geänder­
ter Leistungsfähigkeit erforderlich 
ist, muss jeder selbst entscheiden. 
Hier gilt, dass bei erheblichem an­
derweitigen Vermögen oder ande­
ren Einkünften des Be­
rechtigten ein Abände­
rungsvorbehalt auch 
entfallen könnte. In 
der Gegenrichtung ist 
auch eine Verschlech­
terung der betriebli­
chen Situation möglich.

Das Risiko eines Ab­
änderungsvorbehalts 
besteht darin, dass 
nicht immer vorherseh­
bar ist, wann und mit 
welcher Argumenta­
tion eine Anpassung 
verlangt wird. So könnten zum Bei­
spiel Sozialhilfeträger versuchen, 
über ein entsprechendes Anpas­
sungsverlangen für übergeleite­
te Ansprüche eine Erhöhung des 
Baraltenteils durchzusetzen, wenn 
zum Beispiel der Übernehmer 
grundsätzlich zur Übernahme der 
Pflegekosten nicht verpflichtet ist.

Die sonstigen  
Leistungen

Von den früher in Überlassungs­
verträgen oftmals enthaltenen 
sonstigen Regelungen, zum Bei­
spiel zur Verpflegung, zur Liefe­
rung von Naturalien, zur Übernah­
me von Fahrten, zur Hege und Pfle­
ge et cetera wird dringend abgera­
ten. Naturalleistungen, die auf dem 
Betrieb nicht mehr erzeugt werden, 
scheiden ohnehin aus. Zudem muss 
immer berücksichtigt werden, wer 
die Leistungen tatsächlich auch in 
Zukunft erbringen will und kann. 
Bei Bedarf ist es sinnvoller, einen 
Ausgleich für solche Bedürfnis­
se gegebenenfalls bei der Bemes­
sung des Baraltenteils zu berück­
sichtigen, anstatt Leistungen vor­
zusehen, die realistischerweise nie­
mand erbringen kann und will.

Die früher übliche Übernahme 
von Hege und Pflege wird jetzt 
zum Teil ohnehin durch die Pfle­
geversicherung abgedeckt. Soweit 
eine Heimunterbringung erforder­
lich ist und die Kosten hierfür aus 
der Pflegeversicherung, der Ren­
te und dem Baraltenteil nicht ge­
deckt werden können, stellt sich die 
Frage, wer für die Differenz aufzu­
kommen hat. Theoretisch wäre 
es natürlich denkbar, eine Ver­
pflichtung des Hofübernehmers 
zur Übernahme dieser Kosten aus­
drücklich auszuschließen. In die­

sem Fall müsste das Sozialamt ein­
treten. Ob dies allerdings im Sinne 
der Altenteiler ist, ist eine ganz an­
dere Frage. Weiter besteht zum Bei­
spiel für den Fall der Vereinbarung 
von Verpflegungsleistungen oder 
auch bei Pflegeleistungen noch 

immer eine nicht vollständig aus­
zuschließende Gefahr des Regres­
ses durch den Sozialhilfeträger, falls 
dieser für Pflege- beziehungswei­
se Unterbringungskosten aufkom­
men muss, die der Altenteiler mit 
eigenem Vermögen und Einkünf­
ten nicht selbst bestreiten kann. 
Bei Tod eines Altenteilers ist im Ge­
setz vorgesehen, dass sich die Bar­
leistungen für den Übernehmer auf 
60 % verringern. Diese Regelung ist 
aber nicht zwingend. Es kann auch 
eine andere Regelung vereinbart 
werden.

Beurkundung der 
Altenteilsleistungen

Da der Hofüberlassungsvertrag 
beurkundungsbedürftig ist und 
mündliche Nebenabreden dazu 
führen, dass nicht nur die Neben­
abrede als solche unwirksam ist, 
sondern dass auch der ganze Ver­
trag zumindest bis zur Umschrei­
bung im Grundbuch schwebend 
unwirksam ist, müssen alle im Zu­
sammenhang mit der Hofübergabe 
getroffenen Abreden in der Urkun­
de enthalten sein. Altenteilsleis­
tungen müssen daher im Einzelnen 
im Überlassungsvertrag vereinbart 
und konkret beschrieben werden.

Grundbuchliche 
Absicherung

Des Weiteren muss das Alten­
teilsrecht im Grundbuch abgesi­
chert werden. Dies bedingt eine 
hinreichende Konkretisierung der 
Verpflichtungen, sodass jeder au­
ßenstehende Dritte durch Blick in 
das Grundbuch beziehungswei­
se in die Vereinbarung über den 
Umfang der Altenteilsleistungen 
erkennen kann, welche Leistun­

gen zu erbringen sind. Zum Wohn­
recht müssen deshalb exakt die 
Räume beziehungsweise die Lage 
der Wohnung beschrieben werden, 
auf die sich das Wohnrecht bezieht. 
Des Weiteren sind die Nebenleis­
tungen zu beschreiben, also Gar­

tennutzung, Zugang, 
Unterstellmöglichkei­
ten für Fahrzeuge et 
cetera. Das Gleiche 
gilt für die Erbringung 
sonstiger Leistungen, 
wie zum Beispiel Wär­
meversorgung et ce­
tera. Eine klare Ver­
einbarung lohnt sich 
auf jeden Fall. Eine 
Verpflichtung für den 
Altenteiler, das Alten­
teilsrecht auch tatsäch­
lich in vollem Umfang 

später zu nutzen, beispielsweise 
den Garten bis zum letzten Quad­
ratmeter für sich zu beanspruchen, 
entsteht daraus schließlich nicht!

Die Vereinbarungen über das 
Altenteilsrecht werden gerade 

ZINSBAROMETER
Stand 6. April 2021
Die Zinsspannen am Kapital­
markt nehmen zu. Das Zinsba­
rometer bietet lediglich erste 
Anhaltspunkte zur aktuellen 
Kapitalmarktsituation (ohne 
Gewähr). Bei den gekenn­
zeichneten Zinssätzen können 
sich je nach persönlicher Ver­
handlungssituation deutliche 
Abweichungen ergeben.

Zinsen
Geldanlage� %
Festgeld 10.000 €,
3 Monate1) � 0,03 - 0,65

Kredite
Landwirtschaftliche Rentenbank2)

% effektiv
(Sonderkreditprogramm)
Maschinenfinanzierung
6 Jahre Laufzeit,
Zins 6 Jahre fest � 1,00
langfristige Darlehen
10 Jahre Laufzeit,
Zins 5 Jahre fest � 1,00
20 Jahre Laufzeit,
Zins 10 Jahre fest � 1,00

Baugeld-Topkonditionen3)

Zins 10 Jahre fest � 0,60 - 0,76
Zins 15 Jahre fest � 0,75 - 1,11

1) Marktausschnitt (100 % Einlagensicherung)
2) Zinssatz Preisklasse A, Margenaufschlag 
0,35 bis 2,85 %, je nach Bonität und Besiche­
rung (7 Preisklassen)
3) Quelle: www.capital.de	
	 (Spanne der Topkonditionen)

Die monatlich wiederkehrenden Zahlungen und das Recht 
zum Wohnen sind vor der Hofübergabe zu besprechen.
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auch im Hinblick darauf getrof­
fen, den Berechtigten die Sicher­
heit und Gewissheit zu verschaf­
fen, dass die Leistungen auch künf­
tig erbracht werden. Dies wird da­
durch erreicht, dass die Leistungen 
grundbuchlich abgesichert werden, 
in der Regel durch die Eintragung 
eines Altenteilsrechts in Abtei­
lung II des Grundbuchs. Vollständi­
ge Sicherheit verschafft die Grund­
bucheintragung aber natürlich nur, 
wenn sie auch an entsprechender 
Stelle vorgenommen wird, wenn 
also nicht zu viele andere Rechte 
aus dem Altenteilsrecht vorgehen.

Bislang war es üblich, das Alten­
teilsrecht grundsätzlich an dem ge­
samten überlassenen Hof einzu­
tragen. Dies kollidierte dann häu­
fig mit dem Wunsch des Überneh­
mers, den finanzierenden Banken 
die erste Rangstelle einzuräumen. 
Als Kompromiss bietet sich an, dass 
das Altenteilsrecht nur an einem 
Teil des übertragenen Hofes erst­
rangig abgesichert wird und die 

übrigen Grundstücke dafür voll­
ständig oder zumindest vorrangig 
den Banken als Sicherheit zur Ver­
fügung stehen.

Anpassungen bei der 
Absicherung

Geht dem Altenteilsrecht im 
Grundbuch ein anderes Recht vor, 
ist nicht auszuschließen, dass auf­
grund eines Zwangsversteige­
rungsantrags des bevorrechtigten 
Gläubigers das Altenteilsrecht bei 
der Zwangsversteigerung des Ho­
fes untergeht. Davor schützt die 
Eintragung an erster Rangstel­
le. Insbesondere im Hinblick auf 
das Wohnrecht sollte deshalb eine 
erstrangige Eintragung des Alten­
teilsrechts immer an den Grundstü­
cken erfolgen, auf denen sich die 
Altenteilerwohnung befindet. We­
gen des dann noch abzusichernden 
Baraltenteils kann der Wert der 
Baraltenteilsleistungen grob ge­
schätzt werden und im Verhältnis 

zu dem Wert der übrigen Flächen 
an einigen anderen Grundstücken 
erstrangig abgesichert werden.

Besondere Vorsicht ist geboten, 
wenn nach Hofübergabe und ent­
sprechend erstrangiger Eintragung 
des Altenteilsrechts eine Bank den 
ersten Rang verlangt und der 
Altenteiler aufgefordert wird, der 
Bank den Vorrang einzuräumen. 
Die Unterschrift unter eine derar­
tige Vorrangeinräumung tut zwar 
nicht unmittelbar weh, die Fol­
gen sind aber häufig nicht abseh­
bar. Es ist beispielsweise nicht aus­
geschlossen, dass bei einer derar­
tigen Vorrangeinräumung für eine 
neu einzutragende Grundschuld 
gleichzeitig mittelbar und unbe­
wusst anderen bislang nachrangi­
gen Grundschulden ebenfalls der 
Vorrang eingeräumt wird.

Theoretisch denkbar wäre natür­
lich die Abtrennung eines Grund­
stücks mit Altenteilerwohnung 
vom Hof und Vorbehalt des Ei­
gentums bei dem Altenteiler. Al­

lerdings verstößt dies gegen den 
Grundsatz, dass die Hofübergabe 
vollständig zu erfolgen hat und 
alle Grundstücke an den Überneh­
mer zu übertragen sind. Ein ver­
gleichbares Ergebnis lässt sich nur 
mittelbar erreichen, wenn entwe­
der vor der Hofübergabe ein an­
deres Hausgrundstück erworben 
wird oder aber ein zum Hof gehö­
rendes Hausgrundstück vom Hof 
abgetrennt wird, sodass im Zeit­
punkt der Hofübergabe der Hof 
eben nur noch aus dem übrigen 
Grundbesitz besteht. Nachteilig 
hierbei ist allerdings die endgül­
tige Abtrennung vom Hof. Selbst 
wenn geregelt wird, dass beim Tod 
der Berechtigten der Hofeigentü­
mer auch dieses Grundstück erbt, 
ist zu berücksichtigen, dass die 
Vererbung dann zum Verkehrs­
wert erfolgt und den übrigen Mit­
erben daraus Pflichtteilsansprüche 
zustehen können.

Jens Fickendey-Engels
Lauprecht und Partner

Abschlussfeier am Fachbereich Agrarwirtschaft

Besondere Leistung im digitalen Jahr

48 Absolventen und Absolven-
tinnen beendeten erfolgreich am 
26. Februar ihr Studium am Fach-
bereich Agrarwirtschaft der Fach-
hochschule Kiel mit dem Bache-
lor- oder Masterabschluss. Im un-
gewöhnlichen Rahmen als reine 
Onlineveranstaltung erhielten 41 
Bachelors und sieben Master ihre 
Zeugnisse und Urkunden. Mit viel 
Technik in der Aula wurde die Ver-
anstaltung von Holger Bräutigam 
vorbereitet und alle Absolventin-
nen und Absolventen, Familien-
angehörige, Freunde sowie alle 
Kollegen und Gäste konnten über 
eine Onlineschaltung live die Fei-
erlichkeiten begleiten.

„Ich hätte mir meine 29. Verab­
schiedungsfeier am Fachbereich 
ganz anders vorgestellt“, begann 
der Dekan, Prof. Martin Braatz, 
seine Begrüßungsrede, aber be­
sondere Situationen erforderten 
besondere Maßnahmen. „An die­
sem Sonnentag sind wir besonders 
stolz auf Ihre Leistung“, beschei­
nigte er den Absolventen den er­
folgreichen Kompetenzerwerb im 
Rahmen des Studiums am Fachbe­
reich Agrarwirtschaft. „Ab heute 
sind Sie auf dem Arbeitsmarkt und 
in der Landwirtschaft die hervor­

ragende Visitenkarte des Fachbe­
reichs. Angesichts der wieder ein­
mal guten Durchschnittsnote und 
kurzen Verweildauer am Fachbe­
reich haben wir ein gutes Gefühl.“ 
Die Verbundenheit mit dem Fach­
bereich zeige sich auch darin, dass 
einige Absolventen weiter als Mas­
ter eingeschrieben bleiben. Ange­
sichts der besonderen Corona-Si­
tuation galt ein ganz besonderer 
Dank allen Kollegen und Mitarbei­
tern des Fachbereichs, vor allem in 
der Verwaltung, für das außerge­
wöhnliche Engagement im zurück­
liegenden Jahr.

Guter Platz beim 
Hochschulranking

Der Präsident der Fachhochschu­
le Kiel, Prof. Björn Christensen, gra­
tulierte den Absolventen in seinem 
Grußwort zu deren ganz besonde­
ren Leistungen im zurückliegenden 
Studium. „Besonders in den letzten 
beiden Semestern im rein digitalen 
Format haben Sie etwas ganz Be­
sonderes geleistet“, attestierte er 
den Absolventen. „Mit Stolz entlas­
sen wir Sie aus dem Hochschulbe­
trieb. Sie sind der erste Jahrgang, 
der durch Corona geprägt ist. Sie 
zeigen uns, dass ein erfolgreicher 

Kompetenzerwerb auch ganz her­
vorragend ohne Präsenz funkti­
onieren kann. In Ihrem Studium 
muss vieles ziemlich gut gelaufen 
sein, da mir als Präsident nicht eine 
einzige Beschwerde aus dem Fach­
bereich Agrarwirtschaft zu Ohren 
gekommen ist.“ Dieses Lob unter­
mauerte er mit dem Hinweis auf 
das kürzlich erreichte gute Ergeb­
nis beim Hochschulranking der 
Fachzeitschrift „top agrar“, bei 
dem der Fachbereich zum wieder­
holten Mal viele gute Platzierun­
gen erreicht hat. In dem Zusam­
menhang hob er besonders den 
ersten Platz der besten Fachschaft 
aller deutschsprachigen Agrar­
hochschulen hervor. „… das zeugt 
von einem sehr guten Miteinander 
zwischen Studierenden und Kolle­
gium. Wir können Sie mit gutem 
Gewissen ins Arbeitsleben entlas­
sen“, schloss er sein Grußwort.

Positive Einstellung 
behalten

Der Generalsekretär des Bau­
ernverbandes Schleswig-Holstein, 
Stephan Gersteuer, selbst seit vie­
len Jahren Lehrbeauftragter am 
Fachbereich, leitete seine Glück­
wünsche an die Absolventen vom 

lateinischen „absolvere“ (been­
den, befreien, erlösen) ab. „An 
diesem Tag fällt eine besondere 
Last von Ihnen ab. Im Leben haben 
Sie bisher viele Prüfungen über­
standen, die immer mehr oder 
weniger belastend sind. Am heuti­
gen Tag stehen Sie an einem Wen­
depunkt, da Prüfungen zunächst 
erst mal vorbei sind. Ab jetzt ste­
hen Sie im Arbeitsleben auf der 
anderen Seite und müssen even­
tuell Prüfungen abnehmen. Sie 
werden sehen, dass das nicht ein­
facher ist.“ Mit Blick auf die aktu­
ell eher negative Stimmung in der 
Landwirtschaft ermunterte er die 
Absolventen, in ihrem zukünfti­
gen Arbeitsleben die Chance zu 
nutzen, die Zukunft der Land­
wirtschaft trotzdem positiv zu se­
hen und zu beeinflussen. „Land­
wirtschaft und Ernährung werden 
immer gebraucht, besonders die 
Gunststandorte in Schleswig-Hol­
stein, aber auch neue Herausfor­
derungen im Bereich der Nachhal­
tigkeit, Biodiversität und Gewäs­
serschutz fordern tatkräftige und 
gut ausgebildete Personen. Hier 
sehen Sie bitte auch Ihre Chance, 
diesen Bereich zu fördern und vo­
ranzubringen. Die Türen der Pers­
pektiven stehen Ihnen weit offen.“


